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Berlin, 3. März 2011 
 
 

GdP-Chef zu den Todesschüssen am Frankfurter Flughafen: 

Erster islamistischer Terroranschlag 
auf deutschem Boden fordert Todesopfer 
 

Berlin. Die Todesschüsse am Frankfurter Flughafen bedeu-
ten nach Meinung der Gewerkschaft der Polizei (GdP) eine 
neue Dimension des islamistischen Terrorismus. GdP-
Bundesvorsitzender Bernhard Witthaut: „Wenn sich bisheri-
ge Hinweise bestätigen, hat erstmalig ein islamistischer Ter-
roranschlag auf deutschem Boden nicht verhindert werden 
können und Todesopfer gefordert.“ 

Dies sei der erste Fall eines in Deutschland aufgewachsenen 
terroristischen Einzeltäters, der möglicherweise im Internet 
durch islamistische Djihad-Propaganda motiviert worden sei, 
ein sogenannter home-grown-terrorist. 

Witthaut: „Wir haben immer befürchtet, dass die Indoktrinati-
on und Anwerbestrategien der Islamisten eines Tages ein 
tödliches Ergebnis haben werden. Deshalb muss die islamis-
tische Propaganda im Internet mindestens mit der gleichen 
Intensität verfolgt werden wie Kinderpornographie. Es ist 
auch unverständlich, dass der öffentliche Aufruf zum soge-
nannten Heiligen Krieg in Deutschland straffrei bleibt.“ 

Die Gewerkschaft der Polizei begrüßt, dass der neue Bun-
desinnenminister, wie auf seiner Pressekonferenz angekün-
digt, der Polizei endlich die Instrumente zur Ermittlung 
schwerkrimineller Internet-Kommunikation an die Hand ge-
ben will. Bundesinnenminister Dr. Hans-Peter Friedrich hatte 
zudem mittgeteilt, zeitnah Gespräche mit der Bundesjustiz-
ministerin aufzunehmen. Witthaut: „Die Vorratsdatenspei-
cherung ist seit langem überfällig. Das von der Bundesjus-
tizministerin favorisierte Quick-Freeze-Verfahren würde sich 
in solchen Fällen als untauglich erweisen.“ 
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